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LIECHTENSTEINER

Die Post hat in der Vorweih-
nachtszeit an Spitzentagen bis
zu 20 Millionen Briefe und 18
Millionen Pakete ver-
arbeitet – erneut ein
Rekord. An manchen
Tagen waren es mehr
als eine Million Päck-
li. Grund dafür ist der
Onlinehandel. Nach
17 Millionen Paketen
im Vorjahr und 16 Millionen
2012 «ist das zum dritten Mal

in Folge ein Spitzenwert», teil-
te die Post am Freitag mit.
Damit die Weihnachtsge-

schenke pünktlich
unter dem Tannen-
baum ankamen, sor-
tierte und verteilte
die Post im Dezem-
ber an zusätzlichen
Tagen Pakete. Den
Grund für den erneu-

ten Rekord sieht Dieter Bam-
bauer im Onlinehandel. (sda)

18 MILLIONEN PAKETE VERARBEITET

Rekord bei der Post

LIECHTENSTEIN

INLAND
Musik von Bach und
Charpentier }3
INLAND
Faszinierende Reise
durch Stilepochen }9
INLAND
Silvester auf dem Eis
verbringen }11

INLAND

Wichtige Zusammenar-
beit zwischen Schweiz
und Liechtenstein }9

2015 ist das Jahr der Chancen
Während das Jahr 2014 von Aggressionen geprägt war,
steht das neue Jahr unter einem besseren Stern und bringt
Toleranz und Grosszügigkeit.  } INLAND 3

Tina Weirather feilt an Form
Beim Weltcup-Riesenslalom in Kühtai
will Tina Weirather ihre derzeitigen
Schwankungen ablegen.  }SPORT 15

Gedenken an
Tsunami-Opfer
BANDA ACEH/KHAO LAK. Rund um
den Indischen Ozean wurde ges-
tern in Trauerzeremonien der
Opfer der Tsunami-Katastrophe
vor zehn Jahren gedacht. In Khao
Lak in Thailand, wo zahlreiche
Schweizer Opfer zu beklagen
waren, nahm die Schweizer Bot-
schafterin in Thailand, Christine
Schraner Burgener, an einer Ze-
remonie teil. Der Tsunami an
Weihnachten 2004 geht als eine
der verheerendsten Naturkata-
strophen der Neuzeit in die Ge-
schichte ein. Ausgelöst durch ein
Erdbeben unter dem Meeresbo-
den vor der indonesischen Insel
Sumatra entstanden riesige Flut-
wellen, die über 230 000 Men-
schen in den Tod rissen. 

} SCHAUPLATZ 14

Heftige 
Vorwürfe
ZUG. Die Zuger Politik ist in Auf-
ruhr. Der Präsident der kantona-
len SVP war nach einer Feier ver-
haftet und einen Tag später wie-
der auf freien Fuss gesetzt wor-
den. Er soll sich an einer
Kantonsrätin vergangen haben.
Gesicherte Fakten gibt es aller-
dings nur wenige. Der Politiker
hat das Präsidium vorläufig abge-
geben. Der Vorfall soll sich an der
Feier für den neuen Landam-
mann Heinz Tännler (SVP) in der
Nacht auf vergangenen Sonntag
ereignet haben. Der 40-jährige
Zuger SVP-Präsident Markus Hür-
limann steht im Verdacht, Kan-
tonsrätin Jolanda Spiess-Hegglin
sexuell missbraucht zu haben.
Die 34-jährige Politikerin konnte
sich nach dem Fest an nichts
mehr erinnern. } SCHAUPLATZ 14

<wm> CB3KuwqAMAxA0T8KSZraxIzSrXTwMRecHBQcxO_3MdzhwC3FI-DfkOucRyckkRY6RUVXFjAxi04UQDBYcmJSfq lSSoxc4_EnNqKU91afu9rXAd5wMGgwGlXQAAAA==</wm>

<wm>10CAsNsjY0MDQxiTc2szCwMAAAOAg1Rw8AAAA=</wm>

<wm>10CFWMoQ6AMBBDv2hLezeOC5MEtyAIfoag-X_FDYdo-8RLW6tTxpd128_tqARLSWoOR3Up2V0qqVndYoUSwhJghPGnJ1WAQB9KIpOwj9bgPsfVc90vglBQ1nEAAAA=</wm>

<wm>10CAsNsjY0MDQx0TU2szCwMAAAOsnCPA8AAAA=</wm>

Tun Sie was für Ihre Beziehung.

NIGHT-SHOPPING.
Am 27. Dezember bis 22 Uhr geöffnet.

ABENDVERKA
UF

Dienstag, 30.D
ezember

bis 21 Uhr geö
ffnet.

Sapperlot
Spenden ist eine gute Sache. Zu
teilen, etwas abzugeben von dem,
was wir im Überfluss haben, ist
eine ehrenswerte Handlung. Be-
achtlich sind die unzähligen Pro-
jekte, die vielen Kuchen-, Mützen-,
Kalender-, Keks- oder Kerzenver-
käufe vor Weihnachten, deren Er-
löse einem guten Zweck zugute-
kommen. Zahlreiche Fotos erzäh-
len in der Zeitung von grosszügi-
gen Menschen, die in der
fröhlichen, konsumorientierten
Weihnachtszeit an all jene denken,
die es nicht so gut haben. Sie
strahlen und halten einen überdi-
mensionalen Scheck in die Höhe.
Keine Frage, die Menschen in Not
werden sich freuen, lachen über
eine zusätzliche Schüssel voll Reis,
über ein bisschen Schulgeld, über
ein neues Paar Schuhe oder einen
Teddybär. Allerdings wird man vor
Weihnachten das Gefühl nicht los,
dass gerade an Weihnachten und
nur an Weihnachten vielen Men-
schen in den Sinn kommt, etwas
Gutes zu tun. Natürlich ist man in
der besinnlichen, warmherzigen
Zeit um Weihnachten empfäng -
licher für Geschichten, die ans
Herz gehen. Aber müsste es uns 
eigentlich nicht an jedem Tag im
Jahr ein Anliegen sein, etwas
Gutes zu tun? Teilen macht immer
Freude! Janine Köpfli

«Es wird schwierig sein, eine
Quellensteuer einzuführen»
GÜNTHER FRITZ

VADUZ. Die Koalitionsregierung
Hasler wird am 27. März 2015
zwei Jahre im Amt sein. Wie be-
urteilt Erbprinz Alois von und zu
Liechtenstein die Arbeit der Re-
gierung, die bald Halbzeit feiern
kann? Dazu erklärt der Thronfol-
ger im traditionellen «Vater-
land»-Interview zum Jahres-
wechsel: «Die Koalitionsregie-
rung hatte eine der schwierigs-
ten Zeiten der letzten Jahrzehnte
und dabei ihre Arbeit im Allge-
meinen sehr gut erledigt.» Wenn
er dies mit der Stimmung 
zwischen den Koalitionsparteien
in den vergangenen zwei Legis-
laturperioden vergleiche, «dann
ist die Stimmung gut», sagt Erb-
prinz Alois zum Verhältnis zwi-
schen den Koalitionspartnern
FBP und VU.

Sozialsysteme nachhaltig sichern

Im Hinblick auf die zweite
Hälfte der Legislaturperiode
wünscht sich das stellvertreten-
de Staatsoberhaupt, «dass es ge-
lingt, den Staatshaushalt auszu-
gleichen, unsere Sozialsysteme
durch nachhaltige Formen der
Altersvorsorge und Gesundheits-
vorsorge zu sichern, die Tren-
nung von Staat und Kirche zu er-
reichen und die Transformation
des Finanzplatzes erfolgreich
weiterzubringen».

Zu den Chancen der Regie-
rung, in Verhandlungen mit der
Schweiz zu erreichen, dass die
Löhne der Grenzgänger aus der
Schweiz ab 2016 mit einer Quel-

lensteuer belastet werden kön-
nen, um damit rund 20 Millio-
nen Franken zusätzlich in die
Staatskasse zu bekommen, sagt
Erbprinz Alois von und zu Liech-
tenstein im «Vaterland»-Inter-
view zum Jahreswechsel: «Ich

befürchte, dass es schwierig sein
wird, ab 2016 eine solche Quel-
lensteuer auf die Löhne von
Grenzgängern aus der Schweiz
einzuführen, weil sich der Kan-
ton St. Gallen sehr stark dagegen
wehrt und sich gleichzeitig die

Schweiz im nächsten Jahr im
Wahlkampf befinden wird.»

S-Bahn als Zukunftsinvestition

Was die Verbesserung der In-
frastruktur betrifft, so möchte die
Regierung im kommenden Jahr
einen klaren politischen Ent-
scheid zum Jahrhundertprojekt
S-Bahn FL.A.CH herbeiführen.
Liechtenstein und Österreich
würden jeweils 45,6 Millionen
Euro aufbringen müssen. Erb-
prinz Alois versteht, «dass die Re-
gierung diese Zukunftsinvesti -
tion priorisiert». Dazu der Thron-
folger: «Wir haben nur ein kurzes
Zeitfenster, um die S-Bahn zu-
sammen mit den ÖBB zu reali-
sieren. Wenn wir die S-Bahn zu
einem späteren Zeitpunkt ohne
die ÖBB bauen, kommt sie uns
wesentlich teurer.»

Gute Nachbarschaftspolitik

Auch Überlegungen der
Nachbarschaftspolitik sprechen
nach Ansicht des Thronfolgers
für die S-Bahn: «Sowohl auf der
Schweizer als auch auf der Vor-
arlberger Seite wird sehr viel in
einen Ausbau der S-Bahn inves-
tiert. Wenn nun Liechtenstein
beim Zusammenschluss des 
S-Bahn-Netzes nicht mitma-
chen würde, sich aber gleichzei-
tig gegen die Tunnelspange in
Feldkirch wehrt und durch den
Pendlerverkehr die Autobahn-
ausfahrten verstopft, könnte
dies schon zu einem gewissen
Unverständnis bei unseren
Nachbarn führen.»
INTERVIEW ZUM JAHRESWECHSEL 5–7

Netzwerke von Playstation
und Xbox lahmgelegt
LONDON/WASHINGTON. Ausgerech-
net an Weihnachten waren die
Netzwerke von Playstation und
Xbox nicht zu erreichen. Die On-
line-Plattformen von Playstation
Network und Xbox Live wurden
laut Medienberichten durch
einen Hackerangriff lahmgelegt.
Wie unter anderem der britische
Sender BBC berichtete, hätten
die Hersteller der Spielekonsolen
Microsoft und Sony ihre Kunden

über Schwierigkeiten der On-
linedienste informiert. In einer
Mitteilung des Twitteraccounts
von Playstation hiess es am
Abend, es gebe Probleme mit
dem Zugang zum Netzwerk und
man arbeite daran, diese zu be-
heben. Nähere Angaben zur Ur-
sache machte das Unternehmen
nicht. Auch am Freitagmorgen
twitterte Playstation weiter:
«Unsere Ingenieure arbeiten

weiter an der Lösung des Netz-
werk-Problems. Danke für eure
Geduld.» Eine Ursache für die
Probleme könnten Hacker sein.
Es wird aber auch darüber spe-
kuliert, dass der Grund für die
Probleme darin liegt, dass die
umstrittene Nordkorea-Komö-
die «The Interview» von Sonys
Hollywood-Studio im Internet
heruntergeladen werden konn-
te. (sda) 

Bild: Elma Korac

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein zur S-Bahn FL.A.CH: «Ich
verstehe, dass die Regierung diese Zukunftsinvestition priorisiert.»

Lectech GmbH 
9470 Buchs 

www.lectech.ch 
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Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein: «Auch in Zukunft wird sich Liechtenstein im regulatorischen Bereich von anderen Standorten differenzieren können und einen attraktiven Finanzplatz
darstellen. Allein schon die Kleinheit erlaubt es uns, die notwendigen Regulierungen näher an den Interessen der Standortnutzer zu gestalten, als dies bei grösseren Staaten der Fall ist.»

GÜNTHER FRITZ

Durchlaucht, vor einem Jahr haben
Sie sich erhofft, dass sich die wirt-
schaftliche Situation und der liech-
tensteinische Staatshaushalt weiter
verbessern werden. Inwieweit sind
Ihre diesbezüglichen Hoffnungen in
Erfüllung gegangen?
Erbprinz Alois von und zu Liech-
tenstein: Die Situation unserer
Unternehmen ist insgesamt ähn-
lich wie vor einem Jahr. Die Si-
tuation beim Staatshaushalt hat
sich dank zusätzlicher Reformen
weiter verbessert. Die jüngste Fi-
nanzplanung für die kommen-
den Jahre weist wieder bessere
Zahlen auf. Allerdings dürfen wir
nicht überoptimistisch sein, weil
wir in Europa weiterhin in einer
wirtschaftlich schwierigen Lage
sind und die Transformation des
Finanzplatzes auch noch nicht
abgeschlossen ist. 

Wie aus der vor Kurzem veröffent-
lichten Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung 2012 hervorgeht,
haben die Industrie und das waren-
produzierende Gewerbe mit 38 Pro-
zent den grössten Beitrag zur Wert-
schöpfung geleistet. Das ist ein Plus
von 2 Prozent gegenüber dem Jahr
2011. Die Finanzdienstleistungen
haben hingegen von 27 Prozent im
Jahr 2011 auf 24 Prozent im Jahr
2012 abgenommen. Worauf führen
Sie diese Entwicklung zurück, bei
der die Finanzdienstleistungen zu-
nehmend an Bedeutung zu verlie-
ren scheinen?
Erbprinz Alois: Diese Entwicklung
dürfte einerseits auf die Erho-
lung der Weltwirtschaft zurück-
zuführen sein, wovon vor allem
auch die Exportindustrie profi-
tiert, andererseits dürfte vielen
Finanzdienstleistern die Trans-
formation des Finanzplatzes
noch zu schaffen machen. Bei

der Kleinheit unseres Landes
muss man aber bei der Interpre-
tation der Veränderungen von
einem Jahr auf das andere auf-
passen, weil kurzfristige Einzel-
faktoren eine grosse Auswirkung
haben können, die so bei gros-
sen Staaten nie möglich ist.
Daher sollte man besser Verän-
derungen im Mittel von drei bis
fünf Jahren analysieren.

Mit dem Kauf der Centrum Bank
durch die VP Bank verschwindet ein
namhaftes Institut am Finanzplatz
Liechtenstein. Die Eigentümer der
Centrum Bank begründen ihren
Schritt nicht zuletzt mit der Regu-
lierungsflut in der Bankenwelt. Was
ging Ihnen durch den Kopf, als Sie
zum ersten Mal von dieser Fusion
gehört haben?
Erbprinz Alois: Ich war nicht
überrascht, dass es zu einer Fu-
sion kommt. Wenn in einer Bran-
che die Betriebskosten erheblich

steigen, kommt es meist zu Ak-
quisitionen und Fusionen. Ei-
gentlich war es eher erstaunlich,
dass es in Liechtenstein erst jetzt
dazu gekommen ist. In der
Schweiz und vielen anderen Fi-
nanzplätzen ist bereits seit eini-
gen Jahren eine solche Welle zu
beobachten. 

Inwieweit rechnen Sie im kommen-
den Jahr mit weiteren Zusammen-
schlüssen oder Übernahmen auf
dem Finanzplatz Liechtenstein?
Erbprinz Alois: Damit muss man
durchaus rechnen. Besonders im
Treuhandsektor könnte es aber
auch vermehrt dazu kommen,

dass vor allem kleine Betriebe
einfach ihre Tätigkeit aufgeben
und ihren Kundenstamm an
grössere abgeben bzw. verkaufen.

Welchen Einfluss nehmen die Weiss-
geldstrategie, der vor der Umset-
zung stehende Automatische Infor-
mationsaustausch und das Fehlen
von zukunftsfähigen Geschäftsmo-
dellen auf die laufenden Entwick-
lungen auf dem Finanzplatz Liech-
tenstein?
Erbprinz Alois: Diese Themen
haben sicherlich auch einen Ein-
fluss auf diese Entwicklungen.
Allerdings sind von der Regulie-
rungsflut und der technolo -
gischen Entwicklung auch die Fi-
nanzinstitute in Staaten betrof-
fen, die nicht zu den klassischen
Offshore-Plätzen gehören. Ent-
sprechend sind auch dort Konso-
lidierungswellen zu beobachten.

Liechtenstein habe keine regulato -
rischen Vorteile mehr im Vergleich
zu anderen Finanzzentren. Deshalb
stelle sich die Frage, weshalb ein
Kunde sein Geld überhaupt noch
nach Liechtenstein schaffen soll,
meinte der Bankexperte Ray Sou-
dah im Zusammenhang mit der
jüngsten Fusion. Durchlaucht,
wieso soll ein Kunde denn in Zu-
kunft sein Geld nach Liechtenstein
bringen? 
Erbprinz Alois: Ray Soudah ist
zwar ein erfahrener Banker, aber
meines Wissens kein Kenner des
Finanzplatzes Liechtenstein. Das
Ausmass an regulatorischen Vor-
teilen Liechtensteins hat im Ver-
gleich zur Vergangenheit sicher
abgenommen. Aber auch in Zu-
kunft wird sich Liechtenstein im
regulatorischen Bereich von an-
deren Standorten differenzieren
können und einen attraktiven Fi-
nanzplatz darstellen. Allein
schon die Kleinheit erlaubt es

uns, die notwendigen Regulie-
rungen näher an den Interessen
der Standortnutzer zu gestalten,
als dies bei grösseren Staaten der
Fall ist. 

Worin besteht das Erfolgsrezept der
LGT? Weshalb ist die Bank der Fürs-
tenfamilie weiterhin für eine inter-
nationale Kundschaft attraktiv?
Erbprinz Alois: Die LGT profitiert
davon, dass sie bereits in den
80er-Jahren eine Internationali-
sierungsstrategie betrieben hat.
Das war nicht immer ganz ein-

fach. Diese Internationalisierung
hat aber dazu geführt, dass sich
die LGT – ähnlich wie unsere In-
dustrieunternehmen – schon
früh dem internationalen Wett-
bewerb ausgesetzt hat. Dadurch
hat sie sich früher als andere Fi-
nanzinstitute in Liechtenstein
auch international mit den Bes-
ten bezüglich Investment-Know-
how, Kundenservice und Marke-
ting messen müssen. Gleichzei-
tig konnte sie sich ein internatio-
nales Verbindungsnetz schaffen.
All das hilft ihr heute, sich für die
internationale Kundschaft ent-
sprechend attraktiv zu positio-
nieren.

Liechtenstein gehört zu den «Early
adopters», welche bereits ab 2017
die ersten Daten nach dem neuen
Standard des Automatischen Infor-
mationsaustauschs transferieren
wollen. Inwieweit begrüssen Sie es,
dass Liechtenstein zu den ersten
Staaten gehört, welche den Auto-
matischen Informationsaustausch
umsetzen wollen, während sich die

Schweiz noch ein Jahr länger Zeit
lässt?
Erbprinz Alois: Man kann den
Automatischen Informations-
austausch für sinnvoll erachten
oder auch nicht. Fakt ist, dass er
kommt. In diesem Kontext war
es sicher richtig, frühzeitig eine
klare Position zu beziehen. Da-
durch hat man sowohl das Ver-
trauen anderer Staaten als auch
das Vertrauen der Kunden in die
eigene Ausrichtung gewonnen. 

Ist nicht ein Regelungsgefälle gegen-
über der Schweiz zu befürchten?
Erbprinz Alois: Nein. Die Schweiz
hat mittlerweile dieselben
Schritte angekündigt. Der einzi-
ge Unterschied zu Liechtenstein
ist, dass die Umsetzung des 
Automatischen Informations-
austausches ein Jahr später er-
folgen wird. Der Hauptgrund
dafür ist, dass der normale poli-
tische Prozess in der Schweiz
langsamer abläuft und die
Schweiz daher sicherheitshalber
ein zusätzliches Umsetzungsjahr
vorgesehen hat. Aus dem Kreis
der Schweizer Finanzdienstleis-
ter gab es aber auch gewichtige
Stimmen, die im Gleichschritt
mit den «Early adopters» gehen
wollten. 

Befürworter des Automatischen In-
formationsaustausches betonen die
abschreckende Wirkung, welche die
Anleger zur Deklarierung ihrer Ein-
künfte veranlasse. Gegner warnen
vor einem Datenfriedhof. Wie beur-
teilen Sie die Situation?
Erbprinz Alois: Der Automatische
Informationsaustausch wird 
sicher zu weiteren Selbstdeklara-
tionen führen. Gleichzeitig kann
man davon ausgehen, dass bei
Weiten nicht alle übermittelten
Daten auch ausgewertet werden.
Zumindest sind dies die bisheri-

gen Erfahrungen zum Automa -
tischen Informationsaustausch
zwischen den EU-Staaten. 

Die USA holen zwar über Fatca
weltweit Informationen ein, wollen
aber selbst keine liefern. Was sagen
Sie zu dieser Haltung der USA, die
als einer der grössten Offshore-Plät-
ze solche Sonderrechte für sich be-
anspruchen?
Erbprinz Alois: Diese Haltung ist
natürlich problematisch. Sie
wird aber langfristig auch für die
USA problematisch, weil sie
dazu führt, dass andere grosse
Staaten anfangen, Alternativen
zum Dollar und zu den US-ame-
rikanischen Märkten aufzubau-
en und dann angespornt wer-
den, es den USA gleichzutun und
ihrerseits einseitige Regelungen
zum Schaden der US-Amerika-
ner zu erlassen. Ausserdem ist zu

beobachten, dass immer weni-
ger Banken Dienstleistungen für
Kunden aus den USA anbieten
und Unternehmen auch zuneh-
mend zögern, US-Bürger anzu-
stellen.

Seit der Einführung des neuen Steu-
ergesetzes im Jahre 2011 ist die Er-
höhung der Mindestertragssteuer
ein Dauerthema. Im September-
Landtag scheiterte ein VU-Antrag
auf Erhöhung von 1200 auf 1900
Franken nur knapp. Hätte dies
nicht ein wichtiger Solidaritäts -
beitrag der Treuhandbranche zur
nachhaltigen Sanierung des Staats-
haushalts sein können?

} INTERVIEW 6 UND 7

«Nicht überoptimistisch sein»
Nach Ansicht von Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein kann man den Automatischen Informationsaustausch für sinnvoll erachten oder auch
nicht. «Fakt ist, dass er kommt», so der Thronfolger. In diesem Kontext sei es sicher richtig gewesen, frühzeitig eine klare Position zu beziehen.

Ich war nicht 
überrascht, dass es

zu einer Fusion
kommt.

Die Schweiz hat
mittlerweile 

dieselben Schritte
angekündigt.

Diese Haltung 
der USA 

ist natürlich 
problematisch.
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Erbprinz Alois: Die Treuhand-
branche hat damals darum ge-
beten, dass man den Kunden in
einer schwierigen Zeit der Trans-
formation des Finanzplatzes
möglichst viel Planungssicher-
heit bieten kann und deshalb
nicht so schnell nach der Steuer-
reform die Sätze nochmals än-
dert. Ende 2015 wird man in die-
ser Frage aber sicherlich eine
Entscheidung treffen müssen.
Entweder ist es dann den Treu-
händern gelungen, für genügend
grosse Steueraufkommen zu sor-
gen, indem sie ausreichend Stif-
tungen und Trusts in die norma-
le Besteuerung bewegen konn-
ten, oder es kommt dann zu
einer Erhöhung dieses Satzes. 

Welche künftigen Perspektiven
sehen Sie angesichts der weiter 
zunehmenden Regulierungsflut 
generell für die liechtensteinischen
Treuhänder?
Erbprinz Alois: Liechtenstein ist
ein politisch und wirtschaftlich
extrem stabiler Standort mit wei-
terhin sehr attraktiven Struktu-
rierungsmöglichkeiten. Dies bie-
tet grundsätzlich auch in Zu-
kunft attraktive Perspektiven für
die liechtensteinischen Treuhän-
der. Die Regulierungsflut bringt

aber mit sich, dass die Treuhän-
der in Zukunft über viel Know-
how bezüglich internationaler
Regelungen und Regelungen in
den Staaten ihrer Kunden verfü-
gen müssen. Nicht alle Treuhän-
der bzw. Mitarbeiter von Treu-
handbüros verfügen über dieses
Know-how. Ich sehe eine ganz
grosse Herausforderung darin,
dass raschestmöglich viele in der
Treuhandbranche das notwendi-
ge Know-how erlangen. 

Wird das geltende Steuergesetz im
neuen Jahr noch weitere Teilrevisio-
nen erfahren müssen oder reichen
die vorliegenden Bestimmungen
aus, um ausreichend Steuereinnah-
men auch von Unternehmen zu 
bekommen, die kaum Gewinne 
machen?
Erbprinz Alois: Statt den Eigen-
kapitalzinsabzug bzw. den Sol-
lertrag der Vermögensteuer, wie
ursprünglich vorgeschlagen, an
den Zinssatz der zehnjährigen
Bundesobligationen zu koppeln,
wurde leider ein fixer Zinssatz
von 4 Prozent im Gesetz veran-
kert. Dieser hätte schon längst
nach unten angepasst werden
müssen. Dann hätten die Unter-
nehmen mehr Steuern gezahlt
und es wären keine Sollerträge
auf Vermögen verlangt worden,
die in diesem Zinsumfeld ohne
hohe Risiken kaum erwirtschaf-
tet werden können. Die Wirt-
schaft hat sich zwar unlängst
unter dem Motto der fehlenden
Planungssicherheit gegen eine
Senkung des Eigenkapitalzins-
satzes so bald nach der Steuer-
reform ausgesprochen. Wir soll-
ten aber auf den ursprüngli-
chen Vorschlag zurückkommen
und den Eigenkapitalzinsabzug
an den Zinssatz der zehnjähri-
gen Bundesobligationen kop-
peln. Damit wäre auch langfris-
tig die beste Planungssicherheit
gegeben. Hingegen ist ein Zins-
satz, der nicht regelmässig an
das tatsächliche Zinsumfeld an-
gepasst wird, langfristig nicht
tragbar.

Wie beurteilen Sie die Chancen, in
Verhandlungen mit der Schweiz zu
erreichen, dass die Löhne der Grenz-
gänger aus der Schweiz ab 2016 mit
einer Quellensteuer belastet werden
können, was jährlich rund 20 Mio.
Franken zusätzlich in die Staats -
kasse spülen würde?
Erbprinz Alois: Ich befürchte,
dass es schwierig sein wird, ab
2016 eine solche Quellensteuer
auf die Löhne von Grenzgängern
aus der Schweiz einzuführen,
weil sich der Kanton St. Gallen
sehr stark dagegen wehrt und
sich gleichzeitig die Schweiz im
nächsten Jahr im Wahlkampf be-
finden wird. 

Was halten Sie von der von der Re-
gierung vor Kurzem präsentierten
Standortstrategie? In welchen Berei-
chen sehen Sie Erfolg versprechen-
des Entwicklungspotenzial?
Erbprinz Alois: Das Erfolg ver-
sprechendste Entwicklungspo-
tenzial sehe ich im IT-Bereich,
weil die IT eine sehr hohe Wert-
schöpfung bei geringem Bedarf
an Arbeitsflächen und Arbeits-
kräften bringt. Da ausserdem in
praktisch allen Branchen die Di-
gitalisierung immer mehr an Be-
deutung gewinnt, halte ich eine
Förderung der IT-Infrastruktur
und IT-Ausbildung für relativ un-
problematisch. Kritischer sehe
ich hingegen, wenn man eine
Branche auf Kosten der anderen
mit Steuermitteln subventio-
niert. Dies gilt auch für den Ge-
sundheitssektor, den man sich
differenzierter anschauen muss.
Problematisch wäre ein Ausbau
des Gesundheitssektors, der
durch eine Mengenausweitung
zu einem Anstieg unserer Ge-
sundheitskosten führen würde.
Auch dürften personalintensive
Gesundheitsbereiche kaum in
Betracht kommen. Allerdings
gibt es auch im Gesundheitssek-
tor Bereiche, die mit wenigen Ar-
beitskräften hohe Produktivität
erzeugen. Dies könnten insbe-
sondere wiederum IT-basierte
Gesundheitsleistungen sein. Die
Förderung des Konferenzstand-
ortes Liechtenstein sehe ich eher
als eine Massnahme, um das
Liechtenstein-Bild zu verbes-
sern, von der gleichzeitig unser
Gastgewerbe profitieren könnte.
Wenn wir vermehrt Tagungen
von internationalen Meinungs-
führern in Liechtenstein ausrich-
ten, besteht die Chance, ihnen
das Land näherzubringen. Das
Konferenzgeschäft selbst wird
hingegen eher Geld kosten, viel-

leicht ist es aber eine Marketing-
massnahme, die sinnvoller und
nachhaltiger ist als andere. Dies
müsste man jedoch meiner An-
sicht nach erst noch genauer
prüfen.

Worauf soll die Politik im nächsten
Jahr den Fokus ihrer Arbeit legen,
um die Rahmenbedingungen für
den Wirtschaftsstandort Liechten-
stein weiter zu verbessern?
Erbprinz Alois: Der Fokus sollte
im nächsten Jahr darauf liegen,
dass man zu vernünftigen Kos-
ten, sprich niedrigen Steuern
und niedrigen Lohnnebenkos-
ten, einen ausgeglichenen
Staatshaushalt und eine nach-
haltige Finanzierung unserer So-
zialsysteme sicherstellt. Ausser-
dem sollte man das Bildungssys-

tem reformieren, damit die Be-
völkerung möglichst gut auf die
zukünftigen Herausforderungen
vorbereitet wird. 

Was die Verbesserung der Infra-
struktur betrifft, so möchte die Re-
gierung im kommenden Jahr einen
klaren politischen Entscheid inklu-
sive Volksabstimmung zum Jahr-
hundertprojekt S-Bahn FL.A.CH
herbeiführen. Liechtenstein und
Österreich würden jeweils 45,6 Mio.
Euro aufbringen müssen. Wie beur-
teilen Sie diese von der Regierung
priorisierte Zukunftsinvestition?
Erbprinz Alois: Ich verstehe, dass
die Regierung diese Zukunftsin-
vestition priorisiert. Wir haben
nur ein kurzes Zeitfenster, um
die S-Bahn zusammen mit der
ÖBB zu realisieren. Wenn wir die
S-Bahn zu einem späteren Zeit-
punkt ohne die ÖBB bauen,
kommt sie uns wesentlich teurer.

Hat Liechtenstein dabei nicht auch
gewisse nachbarschaftliche Ver-
pflichtungen zu erfüllen, da ohne
die auf liechtensteinischem Boden
zu bauende Doppelspur die geplan-
te Taktfrequenz der Züge gar nicht
eingehalten werden könnte?
Erbprinz Alois: Es ist richtig, dass
auch Überlegungen der Nach-
barschaftspolitik für die S-Bahn
sprechen. Sowohl auf der
Schweizer als auch auf der Vor-
arlberger Seite wird sehr viel in

einen Ausbau der S-Bahn inves-
tiert. Wenn nun Liechtenstein
beim Zusammenschluss des S-

Bahn-Netzes nicht mitmachen
würde, sich aber gleichzeitig
gegen die Tunnelspange in Feld-
kirch wehrt und durch den
Pendlerverkehr die Autobahn-
ausfahrten verstopft, könnte dies
schon zu einem gewissen Unver-
ständnis bei unseren Nachbarn
führen.

Die Sparanstrengungen von Regie-
rung und Landtag haben in diesem
Jahr bei vielen Investitionen, die
früher selbstverständlich gewesen
wären, politischen Zündstoff gelie-
fert. So war auch das Ja von 
20 Abgeordneten für eine Teilnahme
Liechtensteins als Gastland an der
Olma 2016 keine Selbstverständ-
lichkeit. Wie kam die entsprechende
öffentliche Debatte bei Ihnen an?
Begrüssen Sie persönlich die Olma-
Teilnahme?
Erbprinz Alois: Ich verstehe, dass
man sich in Zeiten des Sparens
schwergetan hat, eine solch
teure Einladung anzunehmen.
Mein Eindruck ist, dass sich der
Landtag, die Gemeinden und die

Wirtschaft nicht zuletzt aus
Gründen der Nachbarschafts-
pflege für eine Teilnahme an der
Olma ausgesprochen haben.
Persönlich würde ich allerdings,
auch aus dem Blickwinkel der
Nachbarschaftspolitik, eine 
S-Bahn für wichtiger erachten
als eine Teilnahme an der Olma.
Deshalb hätte ich auch damit
leben können, wenn man nicht
an der Olma 2016 teilgenommen
oder die Teilnahme verschoben
hätte. 

Politisch umstritten war insbeson-
dere auch der Vorschlag der Regie-
rung, das vom HPZ vorgeschlagene
Budget zu kürzen. Nachdem das
HPZ angekündigt hatte, unter an-
derem die Löhne der betreuten Per-
sonen um zehn Prozent kürzen zu
müssen und keine Fahrdienste
mehr anbieten zu können, beschloss
der Landtag, dem HPZ mit Ausnah-
me des Teuerungsausgleichs entge-
genzukommen. Im Landtag hiess es
dazu, man dürfe nicht auf dem 
Buckel der Ärmsten sparen. Inwie-
weit können Sie diesen Landtags-
entscheid nachvollziehen?
Erbprinz Alois: Meines Wissens
liegt es in der Kompetenz des
HPZ, wo gekürzt wird. Man hätte
sicher auch andere Kürzungen
vornehmen können, als die
Löhne um zehn Prozent zu sen-
ken und die Fahrdienste einzu-
stellen. Mein Eindruck ist, dass

man damit bis zu einem gewis-
sen Grad die Politik wachrütteln
wollte. Das ist gelungen und war
vielleicht auch durchaus berech-
tigt. Das Problem dürfte aber vor
allem darin liegen, dass in den
letzten Jahren nicht zuletzt auch
von staatlicher Seite immer
mehr Aufgaben an das HPZ
übertragen wurden, ohne dass

überall die auch dafür nötigen
Leistungsvereinbarungen abge-
schlossen wurden. Jetzt besteht
die Möglichkeit, klar festzulegen,
welche Leistungen das HPZ vom
Staat übernehmen soll und
wofür es vom Staat finanzielle
Mittel erhält.

Gegen das Sparen auf ihrem Buckel
sprechen sich auch die Senioren im
Bereich der KVG-Revision aus. Der
Seniorenbund fordert die Beibehal-
tung des heutigen Abrechnungsmo-
dus (Tiers payant) sowie eine wei-
terhin hälftige Kostenbeteiligung
für Pensionisten und lehnt die im
Vernehmlassungsentwurf vorgese-
hene Möglichkeit, eine Franchise bis
max. 3500 Franken wählen zu kön-
nen, als Entsolidarisierung der Ge-
sellschaft ab. Was sagen Sie dazu?
Erbprinz Alois: Mit der Verwen-
dung der Begriffe Solidarität
bzw. Entsolidarisierung muss
man aufpassen. Man kann auch
von einer Entsolidarisierung
sprechen, wenn Bezieher von
Gesundheitsleistungen solche
ungerechtfertigt beziehen oder
Leistungserbringer diese unge-
rechtfertigt verschreiben, und
das dann zulasten der Prämien-
zahler geht. Ich denke, dass der
Reformvorschlag grundsätzlich
in die richtige Richtung weist,
auch wenn er sicher noch in ge-
wissen Bereichen angepasst wer-
den muss. 

Seit zehn Jahren gibt es Stimmen,
die zur Erlangung von Transparenz
und Vergleichbarkeit beim Arzttarif
die Einführung des Tarmed verlan-
gen. Während noch vor einigen Mo-
naten ein entsprechender Antrag
keine Chance gehabt hätte, hat sich
die diesbezügliche Stimmung im
Landtag komplett gewandelt.
Durchlaucht, was würden Sie be-
vorzugen? Die Weiterentwicklung
des Liechtenstein-Tarifs durch eine
konsequente Tarifpflege mit klar
strukturierten Regeln oder die Über-
nahme des schweizerischen Tarif-
systems Tarmed?
Erbprinz Alois: Der Tarmed wird
unsere Probleme im Gesund-
heitsbereich nicht lösen können.
Er hat auch seine Schwächen
und ist in der Schweiz nicht un-
umstritten. Ein liechtenstei -
nischer Tarif hätte gewisse Vor-
teile, insbesondere dass er flexib-
ler auf unsere Situation ausge-
richtet werden kann. Wenn man

allerdings keine vernünftige
Handhabe findet, den Liechten-
stein-Tarif weiterzuentwickeln,
dann wird wahrscheinlich nicht
viel anderes übrigbleiben, als auf
den Tarmed umzuschwenken,
der auch eine bessere Vergleich-
barkeit mit der Schweiz bringen
würde. } INTERVIEW 7

«Ich verstehe, dass die Regierung
das Projekt S-Bahn priorisiert»

Bild: Elma Korac

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein: «Persönlich würde ich allerdings, auch aus dem Blickwinkel
der Nachbarschaftspolitik, eine S-Bahn für wichtiger erachten als eine Teilnahme an der Olma.»
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Ein Wandel zum Positiven im 
finanziellen Bereich scheint sich
beim Liechtensteinischen Landes-
spital abzuzeichnen. So hat Stif-
tungsratspräsident Michael Ritter
bei der Präsentation der neuen Not-
fallstation und der beiden neuen
Operationssäle angekündigt, einen
allfälligen Spitalneubau mit den im
DRG (Fallpauschalen) enthaltenen
Investitionskostenanteilen künftig
aus eigener Kraft finanzieren zu
wollen. Was sagen Sie dazu?
Erbprinz Alois: Grundsätzlich ist
es positiv, wenn das Landesspital
in Zukunft Investitionen aus ei-
gener Kraft finanzieren kann. Al-
lerdings ist das mit dem neuen
DRG eigentlich auch so vorgese-
hen. Es werden eben nicht mehr
nur die laufenden Kosten in den
Tarif eingerechnet, sondern auch
ein Anteil für die zukünftigen In-
vestitionskosten. Daher muss
man Gewinne auf Spitalsebene
meiner Ansicht nach auch
immer aus einer Gesamtgesund-
heitskosten-Perspektive betrach-
ten. Denn letzten Endes zahlen
diese Tarife die Prämienzahler.
Dabei muss man kritisch hinter-
fragen, wie die Spitäler und an-
dere Gesundheitseinrichtungen
zu ihren Gewinnen kommen.
Sind das alles Leistungen, die sie
wirklich erbringen müssen, oder

werden Gesundheitsleistungen
erbracht, nur um Gewinne zu er-
zielen? Im zweiten Fall würden
die Prämien- oder Steuerzahler
einfach auf anderem Wege noch
mehr an Investitionen zahlen,
als vor dem DRG auf direktem
Wege in der Form von Investi -
tionsbeiträgen des Landes ge-
zahlt wurden. 

Wie sehen Sie seit dem Eingehen
einer vertikalen Kooperation mit
dem Kantonsspital Graubünden die
Entwicklung am Landesspital im
Hinblick auf die medizinische 
Qualität und Akzeptanz der 
Bevölkerung?
Erbprinz Alois: Das Liechtenstei-
nische Landesspital hat nicht
die Grösse, dass es alle Gesund-
heitsleistungen erbringen kann,
die heute seitens der Bevölke-
rung von einem Spital üblicher-
weise erwartet werden. Durch
eine vertikale Kooperation kann
das Landesspital sein Leistungs-
paket erheblich erweitern. Des-
wegen ist eine solche Integra -
tion richtig. 

Das St. Galler Stimmvolk hat in -
zwischen ein klares Ja für einen
Neubau des Spitals Grabs am bishe-
rigen Standort für 137 Mio. Franken
gegeben. Ein in den letzten Jahren
da und dort angedachtes Projekt
eines gemeinsamen Regionalspitals
Liechtenstein-Werdenberg auf grü-
ner Wiese und unter einer gemein-
samen Trägerschaft ist also endgül-

tig Geschichte. Kann das Landesspi-
tal langfristig dennoch konkurrenz-
fähig sein?
Erbprinz Alois: Das Landesspital
braucht Kooperationen mit an-
deren Spitälern, um langfristig
konkurrenzfähig zu sein. Ob
dazu die Kooperation mit dem
Kantonsspital Graubünden ge-
nügen wird oder in Zukunft noch
weitere Kooperationen oder an-
dere Kooperationen nötig sein
werden, ist sehr schwer zu beur-
teilen und hängt wahrscheinlich
stark von den technologischen
Entwicklungen im Gesundheits-
sektor ab. 

In der Dezember-Sitzung hat sich
der Landtag mit 21 Stimmen hinter
die Landesbürgschaft für den 13,5-
Millionen-Kredit der Schweize -
rischen Post für die Liechtenstei -
nische Post zur Finanzierung der
entsprechenden Lücke der staat -
lichen Pensionskasse gestellt. Inwie-
weit begrüssen Sie diese Übernahme
einer Bürgschaft durch das Land?
Erbprinz Alois: Grundsätzlich
sollte man bei der Übernahme
von Bürgschaften sehr vorsichtig
sein und genau die Risiken ver-

stehen, die man übernimmt. Im
vorliegenden Fall ist mein Ein-
druck, dass die Risiken über-
schaubar sind. Wenn man Bürg-
schaften, die der Staat über-

nommen hat, kritischer hinter-
fragen möchte, dann würde ich
zuerst einmal bei der Staatsga-
rantie für die Landesbank anset-
zen. Hier geht der Staat wesent-
lich grössere Risiken ein, die
wahrscheinlich auch kaum ein
Privater wie z. B. eine Versiche-
rung zu diesen Preisen überneh-
men würde.

In der Debatte zur Bürgschaft für
die Post wurde auch die Sinnhaftig-
keit der Übernahme zweier im 
E-Business tätiger ausländischer
Gesellschaften durch die Liechten-
steinische Post angezweifelt. Was
sagen Sie zu diesem Auslandsenga-
gement eines staatsnahen Unter-
nehmens?
Erbprinz Alois: Man sollte bei
neuen Auslandsengagements
und der Aufnahme neuer Ge-
schäftsfelder vorsichtig sein, vor
allem wenn dies bei staatsnahen
Betrieben nicht zuletzt auch des-
halb geschieht, weil sie sich auf-
grund des Verlustes einer Mono-
polsituation diversifizieren wol-
len. Die Erfahrungen in Liech-
tenstein mit der Telecom FL, mit
der Swisscom in der Schweiz
und auch mit anderen Unter-
nehmen in anderen Staaten
haben gezeigt, dass solche
Schritte mit vielen Gefahren ver-
bunden sein können. 

Seit Jahren rufen Sie die Politik
dazu auf, die bestehenden Staats-
aufgaben grundsätzlich zu hinter-
fragen und die notwendigen Ein-
schnitte an den richtigen Stellen
vorzunehmen. Inwieweit sind 

Regierung und Landtag Ihrem dies-
bezüglichen Appell inzwischen ge-
folgt? Sind Sie zufrieden mit dem
bisher Erreichten?
Erbprinz Alois: Mit dem Erreich-
ten bin ich zwar noch nicht zu-
frieden, aber ich habe mit Befrie-

digung festgestellt, dass die Re-
gierung mittlerweile einen Pro-
zess in Gang gesetzt hat, der
dieses Thema zum Schwerpunkt
hat.

Der Landtag ist in der Dezember-
Sitzung auf den Bericht und Antrag
zur Verbesserung der Situation der
Frauen im Schwangerschaftskon-
flikt eingetreten. Was die von der Ar-
beitsgruppe vorgeschlagenen fami-
lienpolitischen Massnahmen be-
trifft, könnte man Ihrer Meinung
nach noch mehr tun, als die Regie-
rung es im Sinne hat. Wären Fort-
schritte in diesem Bereich aber nicht
mit zusätzlichen Kosten verbunden,
die den Sparbemühungen des Staa-
tes entgegenlaufen?
Erbprinz Alois: Nicht alle Mass-
nahmen für eine bessere Verein-
barkeit von Familie und Beruf
sind gleich mit hohen zusätz -
lichen Kosten verbunden. Es
geht eher darum, dass wir die
durchaus beträchtlichen Finanz-
mittel, die wir bereits heute für
die Familienpolitik ausgeben, in
Zukunft klüger einsetzen. Aus-

serdem können viele Massnah-
men aufseiten der Unternehmen
getroffen werden, die sie nicht
viel kosten, sie aber gleichzeitig
zu attraktiveren Arbeitgebern
machen und damit auch im
Wettbewerb um die besten Ta-
lente stärken.

Bald hat die Koalitionsregierung
2013–2017 Halbzeit erreicht. Wie 
beurteilen Sie die bisherige Arbeit
der Regierung?
Erbprinz Alois: Die Koalitionsre-
gierung hatte eine der schwie-
rigsten Zeiten der letzten Jahr-
zehnte und dabei ihre Arbeit im
Allgemeinen sehr gut erledigt. 

Eine Mehrheit im Parlament kann
nur noch parteiübergreifend erzielt
werden. Wie hat sich vor diesem
Hintergrund die Diskussionskultur
im Landtag mit den vier Parteien
bis heute gestaltet?
Erbprinz Alois: Es war sicher für
alle Parteien eine Herausforde-
rung, sich auf diese neue Situa-
tion einzustellen. Insgesamt hat
sich meines Erachtens eine po-
sitive Diskussionskultur ent -
wickelt.

Wie beurteilen Sie die Stimmung
unter den beiden Koalitionspartei-
en und worin sehen Sie die künfti-
gen Herausforderungen für die FBP
und die VU als breite Volksparteien?
Erbprinz Alois: Wenn ich es mit
der Stimmung zwischen den Ko-
alitionsparteien in den vergan-
genen zwei Legislaturperioden
vergleiche, dann ist die Stim-
mung gut. Natürlich ist es heut-

zutage für die grossen Volkspar-
teien eine Herausforderung, sich
klar zu positionieren. Das ist
aber auch eine Herausforderung
für die Volksparteien in vielen
anderen Staaten. 

Der DU-Fraktion wird von den an-
deren drei Parteien immer wieder
populistisches Verhalten vorgewor-
fen. Was sagen Sie zur politischen
Rolle der DU?
Erbprinz Alois: Wenn man die DU
mit den anderen Parteien ver-
gleicht, dann kann man schon
feststellen, dass sie viel stärker
aktuell in der Bevölkerung disku-
tierte Themen aufgreifen. Das
mag vielleicht manchmal als un-
fair empfunden werden, für die
Diskussion im Landtag war das
aber durchaus nützlich.

Wie beurteilen Sie die Wahrschein-
lichkeit bzw. das Potenzial, dass sich
künftig noch eine fünfte Partei um
Landtagssitze bewerben könnte?
Erbprinz Alois: Ich glaube, eine
fünfte Partei hat nur eine Chan-
ce, wenn sie sich klar von den
anderen differenzieren und mit
dieser Differenzierung auch ein
genügend grosses Wählerpoten-
zial ansprechen kann. Das dürfte
schwierig und nur möglich sein,
wenn man irgendein Thema fin-
det, das die anderen Parteien
entweder nicht oder nicht glaub-
würdig besetzen.

Am 15. März 2015 finden die Ge-
meinderats- und Vorsteherwahlen
statt. Rechnen Sie mit bestimmten
Überraschungen?
Erbprinz Alois: Ich kann keine
Vorhersagen machen, aber viel-
leicht wäre es angesichts der
letzten Wahlen eine Über -
raschung, wenn es zu keinen
Überraschungen kommen
würde.

Durchlaucht, was wünschen Sie
sich von der Politik für die zweite
Hälfte der Legislaturperiode im
Hinblick auf eine positive Zukunfts-
gestaltung?
Erbprinz Alois: Ich wünsche mir,
dass es gelingt, den Staatshaus-
halt auszugleichen, unsere So -
zialsysteme durch nachhaltige

Formen der Altersvorsorge und
Gesundheitsvorsorge zu sichern,
die Trennung von Staat und Kir-
che zu erreichen und die Trans-
formation des Finanzplatzes er-
folgreich weiterzubringen. 

Was erhoffen Sie sich vom neuen
Jahr für Liechtenstein und seine Be-
völkerung?
Erbprinz Alois: Ich erhoffe mir,
dass Liechtenstein und seine Be-
völkerung die richtigen Ent-
scheidungen im Sinne dieser po-
sitiven Zukunftsgestaltung tref-
fen werden.

«Ich wünsche mir, dass es gelingt,
den Staatshaushalt auszugleichen»

Bild: Elma Korac

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein im Gespräch mit «Vaterland»-Chefredaktor Günther Fritz: «Wenn man Bürgschaften, die der Staat
übernommen hat, kritischer hinterfragen möchte, dann würde ich zuerst einmal bei der Staatsgarantie für die Landesbank ansetzen.»Das Landesspital
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